
Orientierungssätze: 

 

 

1. Art. 28 Abs. 3 Buchst. a der RL 2004/38/EG ist dahin auszulegen, dass der Auf-

enthaltszeitraum von zehn Jahren im Sinne dieser Bestimmung grundsätzlich un-

unterbrochen gewesen sein muss und vom Zeitpunkt der Verfügung der Auswei-

sung des Betroffenen an zurückzurechnen ist. 

 
2. Art. 28 Abs. 3 Buchst. a der RL 2004/38/EG ist dahin auszulegen, dass ein Zeit-

raum der Verbüßung einer Freiheitsstrafe durch den Betroffenen grundsätzlich 

geeignet ist, die Kontinuität des Aufenthalts im Sinne dieser Bestimmung zu un-

terbrechen und sich damit auf die Gewährung des dort vorgesehenen verstärkten 

Schutzes auch in dem Fall auszuwirken, dass sich diese Person vor dem Frei-

heitsentzug zehn Jahre lang im Aufnahmemitgliedstaat aufgehalten hat. Gleich-

wohl kann dieser Umstand bei der umfassenden Beurteilung berücksichtigt wer-

den, die für die Feststellung, ob die zuvor mit dem Aufnahmemitgliedstaat ge-

knüpften Integrationsverbindungen abgerissen sind, vorzunehmen ist. 

 

Hinweis:  

Anders als bei dem für den Erwerb des Daueraufenthaltsrechts erforderlichen Zeit-

raum, der mit dem rechtmäßigen Aufenthalt des Betroffenen in dem Aufnahmemit-

gliedstaat beginnt, ist der für die Gewährung des verstärkten Schutzes vor Auswei-

sung gem. Art. 28 Abs. 3 Buchst. a RL 2004/38/EG erforderliche Aufenthalt von zehn 

Jahren vom Zeitpunkt der Verfügung der Ausweisung dieser Person an zurückzu-

rechnen und muss grundsätzlich ununterbrochen gewesen sein. 

 

Der EuGH weist ausdrücklich darauf hin, dass nach dem Regelungskonzept der Uni-

onsbürgerrichtlinie der Ausweisungsschutz umso stärker ist, je höher der Grad der 

Integration ist, und schließt daraus, dass Zeiträume der Verbüßung einer Freiheits-

strafe die Kontinuität des erforderlichen Aufenthaltszeitraums von zehn Jahren un-

terbrechen. 

 

Im Rahmen der gebotenen umfassenden Beurteilung des Einzelfalls ist dann von der 

zuständigen Behörde jeweils zu prüfen, ob Haftzeiten ggf. zusammen mit weiteren 
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Anhaltspunkten zu einem Abreißen bereits geknüpfter Integrationsverbindungen ge-

führt haben.  
In diesem Zusammenhang kann auch berücksichtigt werden, wenn bereits vor der 

Inhaftierung ein zehnjähriger Aufenthalt im Mitgliedstaat bestand. 

 

 


















